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gilt es die Politik der Großmächte in den letzten Jahrzehnten, ebenso wie den Welt
krieg selbst in klaren Zügen zu kennzeichnen. Neben dem rein Politischen muß auch
das Wichtigste aus der großen Entwicklung der Landwirtschaft und des Gewerbes
berücksichtigt und ein Verständnis für die sich daran schließenden großen sozialen
Fragen eröffnet werden ^endlich ist auch nötig die bedeutsamsten nationalökonomischen
und sozialen Theorien zu streifen, die innere und äußere Entwicklung der außer-
deutschen Großmächte in knapper, das Wesentliche heraushebender Form zu zeichnen
und schließlich auch die Gegenwartsfragen, welche die innere und äußere Politik
betreffen, in ihren Hauptmomenten zu berücksichtigen. — Toch dies alles braucht
Zeit, zu der die Menge des Stoffes heute in keinem Verhältnis steht. Darum die

dringende Forderung, daß der Geschichtsunterricht in einer der drei obern und eben-
so in einer der Mittelklassen um eine Stunde erhöht werde, —

(Fortsetzung folgt.)

Besoldungsbewegung im Aargau.
Die aarg, Lehrerschaft ist in eine Besoldungsbewegung eingetreten.
Schon in der Delegiertenversammlung der Kantonal-Lehrerkonferenz vom

10. März abhin in Aarau bildete die finanzielle Lage der aarg. Lehrerschaft neben

der Diskussion über die „Zeitgemäße Schulaufsicht" den wichtigsten Verhandlungs-
gegenstand.

Ende letzten Jahres gewährte der Große Rat an die verheirateten Lehrer

Teuerungszulagen im Betrage von Fr. 100 — 180 bei einer Totaleinnahme des

Lehrers von unter Fr. 3000. Den Fortbildungs- und Bezirkslehrern wurden die

längst versprochenen Alterszulagen gewährt. Aber was war das für unsere gegen-

wärtige, teure Zeit? „Ein Tropfen Wasser auf einen heißen Stein", sprach richtig
der Präsident der Kantonal-Lehrerkonferenz, Herr Seminarlehrer Zimmerli in Aarau.

Nach reichlich gewaltrter Aussprache wurde dann beschlossen, die Angelegen-

heit der Besoldungsfrage an den Lehrerverein zu weisen, der die Begehren der

Lehrerschaft zu formulieren hätte.

Auf den 31. März erließ nun der Kantonalausschuß die Einladung zu einer

Generalversammlung des aarg. Lehrervereins nach Brugg. Im Einladungsschreiben

heißt es:
„Die ökonomische Lage der aarg Lehrerschaft zwingt zum Handeln. Die seit

der Verwerfung des Besoldungsgesetzes 1013 eingetretenen Besoldungserhöhungen

haben die Verteuerung bei weitem nicht ausgeglichen, und mancher Lehrer ist ge-

zwungen, seine kleinen Ersparnisse anzugreifen oder Schulden zu machen, um sich

durchschlagen zu können.

Mit kleinen Mitteln kann nicht mehr geholfen werden. Deshalb hat der

KantonalauSschuß des A. L. V. in seiner Sitzung vom 1. März beschlossen, die

Neuaufnahme des Besoldungsgesetzes sei durch die Kantonalkonferenz zu verlangen

und rasch durchzuführen. Dasselbe Begehren stellten die Delegierten der Konfe-

renzen Brugg und Zofingen an der Delegiertenversammlung der Kantonalkonserenz

in Aarau. Die Forderungen der Lehrerschaft müssen möglichst bald festgelegt und
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dem Lorstand der Kantonalkonserenz zur Wciterleitung an die Behörden über-
mittelt werden/'

Über 500 Mitglieder waren dem Rufe gefolgt. Der Präsident K, Killer
stellte und begründete folgende Anträge:

1. .Die am 31. März 19l7 in Brugg tagende Generalversammlung de»

Aargauischen Lehrervereins ersucht den Lorstand der Kantonalkonferenz, in begrün-
deter Eingabe an die Erziehungsdirektion zuhanden des Regierungsrates und des

Großen Rates das Gesuch zu stellen, es sei das Lehrerbesoldungsgesetz von 1803

durch ein Gesetz betr. die Lehrerbesoldungen und vermehrter
Staatsbeiträge an dicSchullasten der Gemeinden zu ersetzen

und für das Jahr l9I7 in Kraft zu erklären.
Dem Gesetz soll keine Steuerklausel angehängt werden (oder auch sonstwie

mit andern Schulfragen verquickt werdenl.
2. Die Generalversammlung des A. L. V. erklärt folgende Forderung als

unabweisbare Notwendigkeiten für ein zeitgemäßes Lehrerbesoldungsgesetz:
u) Ein AnfangSgehalt für Lehrkräfte an der Gemeindeschule von Fr 2000,

an der Fortbildungsschule von Fr. 2600, an der Bezirksschule von Fr. 3200 und

für Hilfslehrer Fr. 114 für die Jahresstunde;
b) 10 staatliche Tienstzulagen von je 100 Fr. im Gesamtbeträge von

1000 Fr., ausgerichtet in jährlichen Beträgen von je 100 Fr. vom Ende des 5.

Dienstjahres an. (Maximum mit dem 15. Dienstjahr).
c) 3 weitere Staatszulagen von je 100 Fr. an Lehrkräfte an Gesamt-

schulen mit 3., 5. und 7. Dienstjahr, sofern die betr. Lehrer an der gleichen

Schule wirken.
cl) Eine Besoldung für Leitung der Bürgerschule von 200 Fr.

3. s) Der Staatsbeitrag an die Lehrerbefoldungen der Gemeinden soll nicht

nur nach dem gesetzlichen Anfangsgehalt berechnet werden, sondern auch höhere

Gemeindeleistungen bis zu einem bestimmten Betrage berücksichtigen.

b) Der Staat trägt alle Kosten der Stellvertretung, wenn der Lehrer die

Rekrutenschule absolvieren muß.
Ein begründeter Gegenvorschlag aus der Versammlung stellte das Minimum

für Lehrkräfte an den den Gemeindeschulen auf Fr, 2400.

In der Abstimmung wurden die Anträge des Referenten K. Killer beinahe

einstimmig angenommen; sie enthalten ein wirkliches Minimum, halten sich im
Rahmen des Möglichen und können daher am ehesten auf Realisierung rechnen.

Hoffen wir das letztere, es liegt im Interesse unserer Schule. Unsere Staatsmänner
aber beseele die nötige Einsicht und Kraft!

Wer nicht gelernt in jungen Tage»
Zu seinen Wünschen nein zu sagen,
Und seinen Willen stets bejaht,
Der ist sich selbst der schlimmste Feind;
Der fällt sich an mit Wort und Tat
Und bringt sich um, bevor er's meint. Fr. W. Weber.
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